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der örtlichen und zentralen Verwaltung bestimmen. Die 
'Hauptsalzung ist der Alliierten Kommandatura zur Ge­
nehmigung vorzulegen.

Artikel 22
- Dem Magistrat. bleibt es in allen Fällen voxbehalten, 

die Ausführung von Beschlüssen der Bezirksverordneten­
versammlung und der Bezirksämter zu verhindern, wenn 

. es das Gemeinschaftsinteresse dringend verlangt oder 
wenn die Bezirksbehörden durch ihre Beschlüsse ihre" 
Befugnisse überschreiten oder die Gesetze verletzen. In 
dem Beschluß, durch den der Magistrat die Ausführung 
von Beschlüssen der Bezüksverordnetenversammlung 
oder des Bezirksamtes verhindert, sind die Gründe der 
Beanstandung anzuführen.

Artikel 23
(1) Findet in dem Falle des Artikels 22 eine Einigung 

nicht statt, so kann jede beteiligte Körperschaft binnen 
zwei Wochen vom Tage der Bekanntgabe der Beanstan­
dung eine Entscheidung verlangen.

(2) Diese Entscheidung wird von einem von der Stadt­
verordnetenversammlung ernannten Ausschuß getroffen.

Kapitel VII:
Haushaltsplan und Finanzen

Artikel 24

fl) Das Vermögen der Gebietskör,perschaft ist pfleglich 
und wirtschaftlich aus Mitteln des ordentlichen Haus­
halts zu verwalten.

J2) Die Mittel zur Ersatzbeschaffung oder Erweiterung 
von V—- möge*tsg eg enständen, die nach Alter, Verbrauch 
oder sonstiger -.---ertVerminderung jeweils ersetzt oder bei 
wachsendem Bedarf erweitert werden müssen, sind aus 
den Mitteln des ordentlichen Haushalts anzusammeln 
(Erneuerungs- und Er Weiterungsrücklagen).

Artikel 25

(1) Wirtschaftliche Unternehmen sollen einen Ertrag 
abwerfen.

(2f Für Unternehmen ohne Rechtspersönlichkeit (Eigen- 
betriebe) sind Betriebssatzungen aufzustellen.

(3) Haushaltsführung, Vermögensverwaltung und Rech­
nungslegung eines jeden Unternehmens sind so einzu­
richten, daß sie eine besondere Einsicht in die Verwal­
tung und das Ergebnis ermöglichen.

\ Artikel 26

(1) Darlehen (Anleihen, Sdmldscheindarlehen, sonstige 
Kredite mit Ausnahme des Kassenkredits) dürfen nur im 
Rahmen des außerordentlichen Haushaltsplanes auf­
genommen werden.

(2) Darlehen dürfen nur zur Bestreitung eines außer­
ordentlichen und unabweisbaren Bedarfs und nur insoweit 
aufgenommen werden, als andere Mittel zur Deckung 
nicht vorhanden sind.

(3) Für jedes Darlehen ist ein Tilgungsplan aufzustellen. 
Darlehen zur Befriedigung wiederkehrender Bedürfnisse 
sind bis zur Wiederkehr des Bedürfnisses zu tilgen.

Artikel 27

(1) Alle Einnahmen und Ausgaben von ^Groß-Berlin 
müssen für jedes Rechnungsjahr veranschlagt und in den

Haushaltsplan eingesetzt werden. Der Haushaltsplan 
bildet die Grundlage für die Verwaltung aller Einnahmen 
und Ausgaben. Die Ausgaben werden in der Regel für 
1 Jahr bewilligt.

(2) Bei der Aufstellung des Haushaltsplanes der Stadt 
Groß-Berlin sind für die Bedürfnisse der Bezirke be­
sondere Pläne aufzustellen. Für ihre Durchführung soll 
dem Bezirk ein angemessener Spielraum eingeräumt 
werden.

(3) Ist bis zum Schluß eines Rechnungsjahres der Haus­
haltsplan für das folgende Jahr noch nicht festgestellt, 
so ist bis zu seinem Inkrafttreten der Magistrat ermäch­
tigt, alle Ausgaben zu leisten, die notwendig sind, um 
gesetzlich bestehende Einrichtungen zu erhalten, gültig 
beschlossene Maßnahmen durchzuführen, rechtlich be­
gründete Verpflichtungen der Stadt Groß-Berlin zu er­
füllen und Bauten, Beschaffungen und sonstige Leistungen 
fortzusetzen, für die durch den Haushaltsplan eines Vor­
jahres bereits Beträge bewilligt wurden.

Artikel 28

(1) überplanmäßige und außerplanmäßige Ausgaben 
dürfen nur mit Zustimmung des Magistrats geleistet wer­
den. Die Zustimmung darf nur bei unabweisbaren Be­
dürfnissen erteilt werden.

(2) Alle Haushaltsüberschreitungen und außerplan­
mäßigen Ausgaben bedürfen der nachträglichen Ge­
nehmigung der Vertretungskörper.

(3) Außerordentliche Ausgaben dürfen erst geleistet 
werden, wenn deren Deckung gesichert ist.

Artikel 29

Jede Person, die im Dienste von Groß-Berlin steht und 
die gegen die Bestimmungen des Artikels 28 schuldhaft 
verstößt, haftet der Gebietskörperschaft für den daraus 
entstandenen Schaden. Eine Verpflichtung zum Schaden­
ersatz ist jedoch nicht gegeben, wenn die Handlung zur 
Abwendung einer nicht voraussehbaren dringenden Ge­
fahr für die Gebietskörperschaft erfolgte und die Ver­
letzung der Vorschriften nicht über das durch die Not­
lage gebotene Maß hinausgegangen ist.

Artikel 30

(1) über die Verwendung aller Einnahmen eines Rech­
nungsjahres hat der Kämmerer in der ersten Hälfte des 
folgenden Rechnungsjahres den Vertretungskörpern von 
Groß-Berlin Rechnung zu legen und eine Übersicht der 
gesamten Vermögens- und Schuldenlage zu geben.

(2) Die Rechnungen sind vom Hauptprüfungsamt auf 
Grund des Haushaltsplanes und der Haushaltsrechnung 
zu prüfen und zu bestätigen.

Das Nähere wird durch eine Verordnung geregelt.
(3) Auf Grund der Rechnungsprüfung und Bestätigung 

des Hauptprüfungsamtes beschließen die Vertretungs- 
körper über die Entlastung.

Kapitel VIII:

Bestimmungen über Bebördenangesteii..

Artikel 31

(1) Alle Personen, die in der Hauptverwaltung obrig­
keitliche Aufgaben wahrnehmen und leitende Angestellte 
der Hauptverwaltung werden vom Magistrat ernannt, 
versetzt und entlassen.


